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Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen für das Holzrücken mit Pferden

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt

Vom 27. Januar 2026

VV Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 630 - 521

Das Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 

und dem Landesrechnungshof folgende Verwaltungsvorschrift:

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Mecklenburg-Vorpommern gewährt Zuwen-

dungen zur finanziellen Unterstützung einheimischer 

Anbieter traditioneller Holzernteverfahren im Wald 

durch Einsatz von Rückepferden.

1.2 Die Zuwendungen werden nach Maßgabe dieser Verwal-

tungsvorschrift, des § 44 der Landeshaushaltsordnung 

Mecklenburg-Vorpommern (LHO) und der dazugehörigen 

Verwaltungsvorschriften (VV zu § 44 LHO) gewährt.

1.3 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-

wendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewil-

ligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermes-

sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Zuwendung

Gegenstand der Zuwendung ist das traditionelle Verfah-

ren des Rückens oder Vorlieferns von Holz durch den 

Einsatz von Pferden an Wegen und maschinenbefahrba-

ren Rückegassen im Wald.

3 Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind private Unternehmer jegli-

cher Rechtsform mit Wohnsitz in Mecklenburg-Vorpom-

mern, die das Holzrücken mit Pferden als Dienstleistung 

anbieten.

4 Zuwendungsvoraussetzung

4.1 Die Zuwendungen werden nur für die Holzrückung mit 

Pferden auf Waldflächen in Mecklenburg-Vorpommern 

gewährt.

4.2 Abweichend von Nummer 1.3 der VV zu § 44 LHO ist 

der vorzeitige Vorhabenbeginn bei der zuständigen Be-

willigungsbehörde gesondert zu beantragen.

5 Zuwendungsart, Finanzierungsart, Höhe der Zuwen-

dung

5.1 Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung 

als Festbetragsfinanzierung in Form eines nicht rück-

zahlbaren Zuschusses gewährt.

5.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt 4 Euro je Erntefest-

meter, mindestens 500 Euro je Kalenderjahr.

5.3 Je Antrag können maximal 4.000 Euro beantragt werden.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Prüfrechte

Folgende Institutionen haben das Recht, die Einhaltung 

der Bestimmungen durch Besichtigung an Ort und Stel-

le und durch Einsichtnahme in die Bücher, Belege und 

sonstigen Unterlagen zu prüfen oder durch Beauftragte 

prüfen zu lassen und Auskünfte einzuholen:

a) der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern,

b) die oberste Forstbehörde,

c) das für Finanzen zuständige Ministerium und

d) die Bewilligungsbehörde.

7 Verfahren

7.1 Das gesamte Verfahren (Antrag, Mittelanforderung, Ver-

wendungsnachweis einschließlich der zugehörigen Un-

terlagen und Anlagen) ist formgebunden. Die jeweiligen 

Formulare sind bei der Bewilligungsbehörde erhältlich 

(abrufbar bei der zuständigen Forstbehörde oder unter 

www.wald-mv.de). Sobald ein elektronisches Verfahren 

zur Verfügung steht, ist dieses zu verwenden.

7.2 Antragsverfahren

7.2.1 Die Anträge können ganzjährig, fortlaufend bei der Be-

willigungsbehörde gestellt werden.

7.2.2 Anträge für das laufende Kalenderjahr müssen bis zum 

30. September des Jahres gestellt werden.

7.2.3 Sollen Anträge bereits für das Folgejahr bewilligt wer-

den, sind diese bis zum 30. November in der Bewilli-

gungsbehörde einzureichen.

7.2.4 Ein Folgeantrag kann in der Regel erst nach Auszahlung 

der bewilligten Zuwendung aus dem vorherigen Antrag 

gestellt werden.

7.2.5 Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:

a) De-minimis-Erklärung (gemäß Formblatt der Bewil-

ligungsbehörde),

b) Nachweis über den Wohnsitz in Mecklenburg-Vor-

pommern und

c) Datenschutzerklärung (gemäß Formblatt der Bewil-

ligungsbehörde).
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7.3 Bewilligungsverfahren

7.3.1 Bewilligungsbehörde ist die Landesforstanstalt Meck-

lenburg-Vorpommern, Fritz-Reuter-Platz 9, 17139 Mal-

chin.

7.3.2 Die Bewilligungsbehörde entscheidet über die vorliegen-

den bewilligungsreifen Anträge durch Bescheid.

7.4 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7.4.1 Die Auszahlung erfolgt nach Abschluss des Vorhabens 

(Erstattungsprinzip gemäß Nummer 7.2.1 VV zu § 44 

LHO) auf Grundlage einer formgebundenen, durch den 

Zuwendungsempfänger bei der Bewilligungsbehörde 

einzureichenden Mittelanforderung. Die Auszahlung er-

folgt in einer Summe.

7.4.2 Die Auszahlung erfolgt erst nach der Prüfung der einge-

reichten Mittelanforderung und des Verwendungsnach-

weises nach Nummer 7.5.

7.4.3 Rechnungszweitschriften oder -kopien sowie Kontoaus-

züge sind mit der Mittelanforderung vorzulegen.

7.4.4 Die Bewilligungsbehörde kann die Vorlage weiterer Un-

terlagen verlangen, soweit dies zur Prüfung der Mittel-

anforderung erforderlich ist.

7.5 Verwendungsnachweisverfahren

Abweichend von Nummer 5.3.6 der VV zu § 44 LHO gilt 

der Verwendungsnachweis mit der Mittelanforderung als 

erbracht.

7.6 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 

Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 

der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 

Aufhebung des Zuwendungsbescheids und die Rück-

forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 

§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Verwaltungsvorschrift 

Abweichungen zugelassen sind, und das Landesverwal-

tungsverfahrensgesetz.

8 Außerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 31. De-

zember 2030 außer Kraft.

9 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Ver-

ö  entlichung in Kraft.
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Stellenausschreibungen

Bei der Staatsanwaltschaft Stralsund ist

eine Stelle für eine Oberstaatsanwältin/einen 

Oberstaatsanwalt (w/m/d)

(BesGr. R 2 LBesG M-V)

zu besetzen.

Gesucht wird eine Persönlichkeit, die sich im staatsanwaltschaft-

lichen Dienst bzw. in der Rechtsprechung besonders bewährt hat. 

Fachkenntnisse, Urteilsvermögen und Entschlusskraft, schriftli-

ches Ausdrucksvermögen, Kooperationsfähigkeit, Führungskom-

petenz sowie Belastbarkeit sollten besonders ausgeprägt sein. Es 

wird vorausgesetzt, dass die für das Amt erforderliche juristische 

Qualifikation durch eine erfolgreiche Rechtserprobung nachge-

wiesen ist.

Aus personalwirtschaftlichen Gründen ist die Ausschreibung auf 

Bedienstete des Landes Mecklenburg-Vorpommern beschränkt, 

die die Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 und des § 122 des 

Deutschen Richtergesetzes erfüllen.

Das Ministerium für Justiz, Gleichstellung und Verbraucher-

schutz Mecklenburg-Vorpommern ist bestrebt, den Frauenanteil 

zu erhöhen.

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt.

Bewerbungen sind innerhalb von zwei Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausschreibung auf dem Dienstweg zu richten an:

Ministerium für Justiz, Gleichstellung und Verbraucherschutz

Mecklenburg-Vorpommern

Puschkinstraße 19 ! 21

19055 Schwerin

Wegen der erforderlichen Bewerbungsunterlagen kann auf die 

Personalakten Bezug genommen werden. Es wird darauf hinge-

wiesen, dass dem erweiterten Hauptstaatsanwaltsrat Personalak-

ten nur mit Zustimmung der Bewerberin/des Bewerbers vorgelegt 

werden dürfen.

______

Bei dem Oberlandesgericht Rostock sind zwei Stellen für

eine Richterin am Oberlandesgericht/einen Richter am 

Oberlandesgericht (w/m/d)

(BesGr. R 2 LBesG M-V)

zu besetzen.

Gesucht werden Persönlichkeiten, die sich in der Rechtspre-

chung bzw. im staatsanwaltschaftlichen Dienst besonders be-

währt haben. Fachkenntnisse, Urteilsvermögen und Entschluss-
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Bei der Staatsanwaltschaft Stralsund Bewerbungen sind innerhalb von 

dieser Ausschreibung auf dem Dienstweg zu richten an:


